Absender:

Max Mustermann
Mustermannstr1
00 000 Musterstadt
Durch persönliche Übergabe!

An das 

Finanzamt ???????

PLZ: ???????







                 ???????, den xx.xx. 20??
Feststellung der Nichtigkeit / Steuernummer: ???????

Gegen die vom Finanzamt ??????? erlassenen Einkommensteuerbescheide
Veranlagungszeitraum 2002 bis 2006 vom xx..xx.2008

lege ich Einspruch ein.

Die genannten Einkommensteuerbescheide sind nichtig. Sie stützen sich u. a. auf § 32a EStG als Ermächtigungsgrundlage. Diese Ermächtigungsgrundlage ist auch nichtig, weil sie gegen den Verfassungsgrundsatz der Normenklarheit (Art. 20 Abs. 3, Art. 19 Abs. 4 GG) verstößt und deshalb selbst verfassungswidrig ist, also als Ermächtigungsgrundlage für die Berechnung meiner konkreten Einkommensteuerschuld nicht in Betracht kommen kann.

Ich beantrage deshalb die Feststellung der Nichtigkeit der genannten Einkommensteuerbescheide und deren Aufhebung.

Begründung:

1.

Zunächst verweise ich auf konkrete Aussagen von Prof. Dr. Paul Kirchhof, Bundesverfassungsrichter a.D., zur Verfassungswidrigkeit des § 32a EStG in der ARD – Sendung vom 14.05.2007 „Das Märchen vom gerechten Staat, Wie er uns mit Steuern abkassiert“ 

Dort hat Prof. Kirchhof ausgeführt – ich zitiere: 

Das geltende Steuerrecht ist nicht mehr verfassungsgemäß, weil es unverständlich ist. Die Grundidee des Gesetzes ist, dass die Staatsgewalt im Bundesgesetzblatt, in dem Text der dort geschrieben steht, sagt, was sie vom Bürger erwartet und der Bürger kann so seine Pflichten erkennen, indem er den Gesetzestext liest. Das ist heute nicht mehr gegeben. 

Und jetzt würde ich Ihnen mal ganz gerne den Paragraphen 32 a  vorlesen, also dann steht dort folgender Text:

„Die tarifliche Einkommenssteuer beträgt (228,74 x z + 2397) x z + 989 wobei z ein Zehntausendstel des 12 739 Euro übersteigenden Teils des bis auf einen vollen Euro Betrag abgerundeten zu versteuernden Einkommens ist.“ 

Der Gesetzgeber verweigert den Dialog mit dem Steuerpflichtigen. Er bemüht sich gar nicht mehr, dass der Steuerpflichtige durch Lektüre dieses Textes ihn verstehen könnte sondern er nennt  eine mathematische Formel, die der Experte mit seinem Computer berechnen kann, die aber der Bürger als solcher nicht lesen kann.“ (Zitatende)

Auf diese Ausführungen von Prof. Kirchhof berufe ich mich zur Begründung meiner Anträge, denn auch für mich als Adressat der belastenden Steuerbescheide ist der Inhalt des § 32a EStG unverständlich.

Ich kann  die vom Finanzamt gegen mich festgesetzte persönliche Einkommensteuerschuld in den Einkommensteuerbescheiden nicht berechnen, geschweige denn deren Richtigkeit nachprüfen. Deshalb sind § 32a EStG und die darauf beruhenden Steuerbescheide nichtig.

2.

Weiter berufe ich mich zur Begründung unserer Anträge auf den Vorlagebeschluss des Bundesfinanzhofes an das Bundesverfassungsgericht vom 6. September 2006 XI R 26/04. In diesem Vorlagebeschluss hat der Bundesfinanzhof die Verletzung des Grundsatzes der Normenklarheit (Art. 20 Abs. 3, Art. 19 Abs. 4 GG) als verfassungswidrig bezeichnet.

Konkret begründe ich:

Das aus dem Rechtsstaatsprinzip (Art. 20 Abs. 3, Art. 19 Abs. 4 GG) folgende Bestimmtheitsgebot verlangt vom Gesetzgeber, Vorschriften so genau zu fassen, wie dies nach der Eigenart der zu ordnenden Lebenssachverhalte mit Rücksicht auf den Normzweck möglich ist. Der Betroffene muss die Rechtslage anhand der gesetzlichen Regelung so erkennen können, dass er sein Verhalten danach auszurichten vermag. Soweit die praktische Bedeutung einer Regelung vom Zusammenspiel der Normen unterschiedlicher Regelungsbereiche abhängt, müssen die Klarheit des Normeninhalts und die Vorhersehbarkeit der Ergebnisse der Normanwendung auch im Hinblick auf dieses Zusammenwirken gesichert sein.

Die Anforderungen an die Bestimmtheit und Klarheit der Norm dienen zugleich dazu, die Verwaltung zu binden und ihr Verhalten nach Inhalt, Zweck und Ausmaß zu begrenzen und haben demokratische Funktion. Schließlich sollen sie die Gerichte in die Lage versetzen, die Verwaltung anhand rechtlicher Maßstäbe zu kontrollieren, und dienen zugleich demokratischen Prinzipien. Die verfassungsrechtlich sichergestellte Gewähr von Rechtsschutz (Art. 19 Abs. 4 GG) vermag einer unbestimmten oder unklaren Norm nicht zur Bestimmtheit oder Klarheit zu verhelfen. 

Die Anforderungen im Einzelfall richten sich nach Art und Schwere des jeweiligen Eingriffs. Sie erhöhen sich, wenn die Unsicherheit bei der Beurteilung der Gesetzeslage die Betätigung von Grundrechten erschwert. Je schwerwiegendere Auswirkungen ein Gesetz hat, desto höher sind die an die Gesetzesbestimmtheit und -klarheit zu stellenden Anforderungen (z.B. BVerfG-Beschlüsse vom 3. März 2004 1 BvF 3/92, BVerfGE 110, 33, 53 ff.; vom 9. April 2003 1 BvL 1/01, 1 BvR 1749/01, BVerfGE 108, 52, 75; Urteil vom 19. März 2003 2 BvL 9-12/98, BVerfGE 108, 1, 20, m.w.N.; Beschluss vom 8. Januar 1981 2 BvL 3, 9/77, BVerfGE 56, 1, 13). 

Für den Bereich des Steuerrechts müssen nach der Rechtsprechung des BVerfG die steuerbegründenden Tatbestände so bestimmt sein, dass der Steuerpflichtige die auf ihn entfallende Steuerlast vorausberechnen kann (z.B. BVerfG-Beschlüsse vom 23. Oktober 1986 2 BvL 7, 8/84, BVerfGE 73, 388, 400; vom 12. Oktober 1978 2 BvR 154/74, BVerfGE 49, 343, 362, jeweils m.w.N.). 

An dem rechtsstaatlichen Gebot der Voraussehbarkeit und Berechenbarkeit der Steuerlasten hat das BVerfG –entgegen im Schrifttum geäußerter Zweifel (vgl. z.B. Holdorf, Betriebs-Berater –BB– 2001, 2085; Werner, Die Mindestbesteuerung im deutschen und US-amerikanischen Einkommensteuerrecht, 2000, S. 75 f.)– stets festgehalten und seine Beachtung in jüngerer Zeit zunehmend häufiger angemahnt (vgl. z.B. BVerfG-Beschluss des Zweiten Senats vom 10. November 1998 2 BvR 1057/91 u.a., BVerfGE 99, 216, 243, BStBl II 1999, 182, 191; Urteil in BVerfGE 108, 1, 20; Beschluss in BVerfGE 110, 33, 53; vgl. auch zum Zusammenwirken von Sozial- und Steuernorm in BVerfGE 108, 52, 75; vgl. auch Papier/Möller, Archiv des öffentlichen Rechts –AöR– 122, S. 177, 185, 197; Heintzen, Deutsche Steuerjuristische Gesellschaft –DStJG– 28 (2005), S. 163, 177). 

Der Inhalt von Steuerrechtsnormen muss sich in Tatbestand und Rechtsfolge aus der –objektivierten– Sicht der Steuerpflichtigen erschließen.

Der von einer Vorschrift des EStG "Betroffene" (vgl. z.B. Beschluss in BVerfGE 110, 33, 53; Urteile in BVerfGE 108, 1, 20; vom 27. Juli 2005 1 BvR 668/04, BVerfGE 113, 348, und vom 12. April 2005 2 BvR 581/01, BVerfGE 112, 304) ist der Steuerpflichtige, nicht sein Steuerberater (Hey, a.a.O., S. 559 ff.). Es reicht nicht aus, dass sich die Rechtsfolgen einer Norm allenfalls Experten erschließen (BVerfGE 110, 33, 64). Ebenso wie sich der Steuerpflichtige persönlich durch unrichtige oder unvollständige Angaben strafbar macht, muss er grundsätzlich anhand des ihm zugehenden Steuerbescheids dessen Rechtmäßigkeit beurteilen können. 

Der Schluss, bei Steuergesetzen könne die Feststellung, ob eine Vorschrift noch dem Gebot der Klarheit entspreche, nicht mehr aus der Sicht des Steuerpflichtigen getroffen werden (Werner, a.a.O., S. 74; Tipke, Die Steuerrechtsordnung, 2. Aufl., Bd. 1, S. 136), steht mit der Rechtsprechung des BVerfG nicht im Einklang. Diese fordert für die Voraussehbarkeit und Berechenbarkeit der Steuerlasten eine Einfachheit und Klarheit der gesetzlichen Regelung, die es dem "nicht steuerrechtskundigen Pflichtigen" (Beschluss in BVerfGE 99, 216, 243) erlaubt, seinen Erklärungspflichten nachzukommen.

Der Betroffene muss anhand der gesetzlichen Regelung die Rechtslage so erkennen können, dass er sein Verhalten danach auszurichten vermag (Beschlüsse in BVerfGE 113, 348, und BVerfGE 112, 304, m.w.N.), denn die einmal entstandene Steuer ist unumkehrbar. 

Auch Rechtsanwendungsgleichheit und Sozialstaatsprinzip stehen der Annahme entgegen, von Verfassungs wegen reiche es aus, wenn der Inhalt eines Gesetzes für den Fachmann unter Aufbietung aller juristischen Interpretationsmöglichkeiten irgendwie verständlich ist (vgl. Hey, a.a.O., S. 559 ff.; Herzog, Neue Juristische Wochenschrift 1999, 25, 26).

Nicht "Betroffener" im Sinne der Rechtsprechung des BVerfG ist die die Steuergesetze vollziehende Finanzverwaltung (vgl. BVerfG-Beschluss vom 31. Mai 1988 1 BvR 520/83, BVerfGE 78, 214, 216). Der Annahme, der im Laufe des Gesetzgebungsverfahrens erkannten Kompliziertheit der gesetzlichen Regelung (dokumentiert z.B. in BRDrucks 475/4/99, S. 3; Nolte, a.a.O., S. 110) könne mit der Möglichkeit einer EDV-technischen Umsetzung durch die Verwaltung begegnet werden, liegt ein grundlegender Irrtum über den Normadressaten zugrunde.

Verletzung des Gebots der Normenklarheit:
Gemessen an Art und Schwere der durch die Festsetzung der Steuerschuld betroffenen Grundrechte entspricht § 32a EStG nicht mehr dem rechtsstaatlichen Gebot der Normenklarheit. Inhalt und Systematik der Vorschrift erschließen sich bei hoher Fehleranfälligkeit allenfalls dem mathematischen Fachmann und Kenner "mit subtiler Sachkenntnis, außerordentlichen methodischen Fähigkeiten und einer gewissen Lust zum Lösen von Denksport-Aufgaben" (Erkenntnis des Österreichischen Verfassungsgerichts vom 29. Juni 1990 G 81/82/90 u.a., Sammlung 12420/1990; wiedergegeben z.B. bei Kanzler, FR 2003, 665).

Ich halte deshalb die Regelung des § 32a EStG wegen Verstoßes gegen den Grundsatz der Normenklarheit für verfassungswidrig.

Ich halte es für zwingend, die Regelung des § 32a EStG unter dem Gesichtspunkt der Normenklarheit zu beurteilen.

Gemessen an den vom BVerfG aufgestellten Grundsätzen verletzt die streitgegenständliche Vorschrift den Grundsatz der Normenklarheit, denn sie sind sprachlich unverständlich, widersprüchlich, irreführend, unsystematisch aufgebaut und damit in höchstem Maße fehleranfällig. 

Die sprachliche Unverständlichkeit der streitgegenständlichen Norm ist evident.

Der Verstoß gegen das Gebot der Normenklarheit kann aus rechtsstaatlichen Gründen weder durch Außerachtlassung der misslungenen Vorschrift noch "durch pragmatische Gesetzesverstöße der Verwaltung" (Papier/Möller, AöR 122, S. 177, 181, 189), noch durch eine verfassungskonforme Auslegung bereinigt werden. Weder der Steuerpflichtige als Normadressat noch die Exekutive oder die Rechtsprechung können von Verfassungs wegen (vgl. Art. 20 Abs. 3 GG) Tatbestand und/oder Rechtsfolge einer Norm grundlegend "rekonstruieren". 

Dies ist allein Aufgabe der Legislative. Anderenfalls liefe das an den Gesetzgeber gerichtete Gebot der Normenklarheit ins Leere, denn eine Idee lässt sich hinter jedem unklaren Gesetz erkennen. 

Die Verletzung des Grundsatzes der Normenklarheit ist nicht zu rechtfertigen (Hey, a.a.O., S. 554; Jehke, a.a.O., S. 210). Weder Zeitnot noch die vom Gesetzgeber selbst gewählte Komplexität des § 32a EStG noch die für den Gesetzesvollzug einsetzbare Datenverarbeitungstechnik heilen die Verletzung des Rechtsstaatsprinzips (Raupach/Böckstiegel, FR 1999, 617, 621; Kirchhof in Kirchhof, a.a.O., § 2 Rn 130; ders., AöR 128, S. 1, 39; Birk, DStJG 27 (2004), S. 9, 14 f.). 

Letztlich hat sich der § 32a EStG auch für die Finanzverwaltung trotz des Einsatzes elektronischer Datenverarbeitung als "sehr kompliziert" erwiesen Dabei ist zugunsten der Normadressaten zu berücksichtigen, dass das BMF jederzeit Gelegenheit hat, die Gesetzesformulierung des § 32a EStG zu beeinflussen.

3.

Ich verweise weiter darauf, dass in jedem Steuerbescheid der Übergang 

von der Zeile

des „zu versteuernden Einkommens“

zur Zeile

der „festgesetzten Steuerschuld“

nicht schlüssig ist, weil er sich nicht schlüssig aus dem Betrag des zu versteuernden Einkommens ergibt und von mir nicht nachgerechnet, deshalb nicht nachvollziehbar, also auch nicht zu kontrollieren ist. Außerdem kann man mir nicht zur Last legen Verspätungszuschläge und Zinsen zu erheben wenn  der beauftragte Steuerberater die Unterlagen noch nicht fertig gestellt hat. 

Ich bin folglich gezwungen, an die rechnerische Richtigkeit der festgesetzten Steuerschuld im Steuerbescheid zu glauben und darauf zu vertrauen, dass das Finanzamt richtig gerechnet hat.

Eine Steuerfestsetzung und Schätzung, die ihre Rechtfertigung ausschließlich auf Glaubhaftigkeit der Finanzverwaltung stützt, ist willkürlich und verstößt eklatant gegen das Gebot der Rechtsstaatlichkeit. Ich stelle daher den Antrag mir mitzuteilen, für welchen Staat im Sinne des geltenden Völkerrechts das Finanzamt ?????? von ??????, ??????? Einkommensteuer erhebt. Die Bundesrepublik Deutschland steht unter Besatzungsstatut (Grundgesetz) und hat keine Verfassung.  Auf Art. 146 GG wird hingewiesen. Aus diesem Grunde ist der Unterzeichner kein Staatsbürger der Bundesrepublik Deutschland, die Ihre Hoheitsgewalt bis zum 28.09.1990 auf den Geltungsbereich des Grundgesetzes stützte.

Die Aufhebung des Geltungsbereiches des Grundgesetzes hat zur Folge, dass die Abgabenordnung, auf die sich Finanzämter berufen, ebenfalls aufgehoben ist. 

Nach welcher Rechtsgrundlage werde ich durch die Bundesrepublik nunmehr besteuert?

Im Grundgesetz findet sich an keiner Stelle eine Verpflichtung zur Zahlung von Steuern. Es gibt keine Bezeichnung von Steuerpflichtigen. Eine Belastungsbegrenzung fehlt. Dem Grundgesetzkommentar von Jarass/Pieroth, GG, 9. Auflage 2007, Art. 105, Rn. 2, ist zu entnehmen:

Die Besteuerungsmöglichkeit im Verhältnis zum Bürger wird vom Grundgesetz stillschweigend vorausgesetzt (BverfGE 55, 274/301).

Das Grundgesetz selbst enthält keine Steuerpflicht!

Ohne Anbindung an das Grundgesetz kann es kein gültiges Steuererhebungsgesetz geben.

Rechtsstaatlichkeit ist aber gerade für das Steuerrecht, das wie Polizeirecht als Eingriffsrecht wirkt, zu fordern. Der Staat darf sich nicht nach Gutdünken ohne eine wirksame Ermächtigungsgrundlage am Vermögen seiner Bürger bedienen.

4.

Die Gültigkeit des § 32a EStG ist im Streitfall entscheidungserheblich.

§ 32a EStG ist im Streitfall (wenn er noch gilt), der die genannten Veranlagungszeiträume  

    betrifft, anzuwenden. 

5.

Ich bin der Auffassung, dass die gegen den rechtsstaatlichen Grundsatz der Normenklarheit verstoßende Vorschrift des § 32a EStG als solche nichtig ist und es daher im Streitfall nicht darauf ankommt, ob ich aufgrund von Vorbildung oder einer Steuerberatung den Norminhalt noch erfassen können muss. 

Die Normenklarheit ist hier ausschließlich notwendigerweise an objektiven Maßstäben zu messen.

Ebenso wenig ist entscheidend, ob die aufgrund unverständlicher Normen ergangenen Steuerbescheide im Einzelfall vom Steuerpflichtigen noch nachvollzogen werden können, denn der rechtsstaatliche Grundsatz der Normenklarheit soll den Normbetroffenen in die Lage versetzen, die Rechtslage so zu erkennen, dass er sein Verhalten daran auszurichten vermag (siehe Rechtsprechung des BVerfG oben unter B. 2.). Derartige Dispositionen müssen zwangsläufig lange vor Ergehen des Steuerbescheids getroffen werden. 
6.

Nichtige Steuerbescheide im Sinne von § 125 Abs.1 AO sind entweder von Amts wegen, spätestens aber auf Antrag des  Steuerpflichtigen aufzuheben. Nichtige Steuerbescheide (nichtige Verwaltungsakte) entfalten keine Bindewirkung.

Auf verfassungswidrigen und somit nichtigen Einkommensteuerbescheiden basierende Zwangsmaßnahmen sind ebenfalls nichtig und somit sofort und ersatzlos aufzuheben.

7.

Das Konstrukt (Grundgesetz) unseres demokratischen Rechtsstaates, das seit über 50 Jahren besteht, in dem alle staatliche Gewalt vom Volke auszugehen hat, ist keine Verfassung. Aus diesem Grunde kann es de jure in der Bundesrepublik Deutschland keine Staatsbürger geben (s. auch Art. 146 GG).

Ein Gesetz, in dem die Staatsangehörigkeit der Bundesrepublik Deutschland definiert ist, gibt es bis dato nicht. Die Frage zur Staatsangehörigkeit der Deutschen gestaltet sich naturgemäß schwierig. Obwohl diese Frage ja viele Menschen betrifft, ist hier vieles sehr unklar. Die klassische Vorgehensweise zur Beantwortung der Frage ist es, geeignet erscheinende Quellen heranzuziehen und auszuwerten. Als erstes ist es sicherlich sinnvoll, das Staatsangehörigkeitsgesetz zu untersuchen, da aufgrund der Namensgebung hier ein „Fund“ als sicher erscheint. Jedoch

§ 1

„Deutscher ist, wer die deutsche Staatsangehörigkeit besitzt.“

liefert weder einen Bezug noch einen Zusammenhang zur Bundesrepublik Deutschland.

Die weiteren Ausführungen ergießen sich in mehr oder weniger detaillierten Verwaltungsvorschriften, die nicht wesentlich zur Klärung dieser Frage beitragen. Stand: 1.1.2005, zuletzt geändert durch das Zuwanderungsgesetz.

Diese Quelle scheint daher ungeeignet, eine Antwort auf die gestellte Frage zu finden.

Eine weitere mögliche Quelle könnte Art. 116 des Grundgesetzes darstellen:

„ Deutscher im Sinne dieses Grundgesetzes ist vorbehaltlich anderweitiger gesetzlicher Regelung, wer die deutsche Staatsangehörigkeit besitzt oder als Flüchtling oder Vertriebener deutscher Volkszugehörigkeit oder als dessen Ehegatte oder Abkömmling  in dem Gebiete des Deutschen Reiches nach dem Stande vom 31. Dezember 1937 Aufnahme gefunden hat.“

Leider fehlt auch hier der Bezug zum Verwaltungs- Konstrukt Bundesrepublik Deutschland. Immerhin ergibt sich aus Artikel 116 Grundgesetz ein territorialer Bezug, nämlich der zum Deutschen Reich vom Stand 31.12.1937, beinhaltet jedoch ebenfalls keinen Bezug zur Bundesrepublik Deutschland.

Wie in vielen Fällen, in denen deutsche Gesetze, Vorschriften, Verordnungen trotz ihrer mannigfaltigen Varianten und Ausprägungen keine hinreichende Klarheit schaffen, kann man noch die Gesetze der EU bemühen:

„Seit der Auflösung des Übereinkommens vom 6.6.1963 des Europarats über die Verringerung der Mehrstaatlichkeit und über die Wehrpflicht von Mehrstaatern hat die Mehrstaatigkeit als Rechtsproblem an Bedeutung verloren. Dies ging mit der Entwicklung  der Unionsbürgerschaft parallel einher. Ähnlich einer Staatsbürgerschaft entwickelt die EU für die Bürger der Mitgliedsstaaten die Unionsbürgerschaft als Komponente des Einigungs- und Integrationsprozesses. Diese ist gegenwärtig keine echte Staatsbürgerschaft, wie auch die EU kein Völkerrechtssubjekt im Sinne eines Staates ist. Dies liegt vor allem daran, dass die EU ein Staatenverbund ist, der nach außen nicht wie ein souveränes Völkerrechtssubjekt auftritt, als solches nicht anerkannt ist und keine Anerkennung beansprucht, sondern auf politische, rechtliche und wirtschaftliche Harmonisierung nach innen gerichtet ist.“

Leider kann auch dieses Hilfskonstrukt keine Beantwortung der Frage liefern, da es einerseits auf den unzureichenden bzw. nicht vorhandenen nationalen Regelungen aufsetzt und ebenfalls der Term Bundesrepublik Deutschland nicht erwähnt wird. 

Da ja viele Fragen hierzulande erst durch Inanspruchnahme des Bundesverfassungsgerichtes zumindest teilweise geklärt werden können, lohnt eine Recherche in den Archiven des BVG. Tatsächlich wird man z. B. 1973 fündig, indem das BVG sich mit dieser Frage beschäftigte und zu folgendem Schluss kam:

„ Das Grundgesetz – nicht nur eine These der Völkerrechtslehre und der Staatsrechtslehre! – geht davon aus, dass das Deutsche Reich den Zusammenbruch 1945 überdauert hat und weder mit der Kapitulation noch durch Ausübung fremder Staatsgewalt in Deutschland durch die alliierten Okkupationsmächte noch später untergegangen ist; das ergibt sich aus der Präambel, aus Art. 16, Art. 23, Art. 116 und Art. 146 GG. Das entspricht auch der ständigen Rechtssprechung des Bundesverfassungsgerichts, an der der Senat festhält. Das Deutsche Reich existiert fort (BverfGE 2, 266, 277; 3, 288, 319 f; 5, 85, 126; 6, 309, 366, 363), besitzt nach wie vor Rechtsfähigkeit, ist allerdings als Gesamtstaat mangels Organisation, insbesondere mangels institutionalisierter Organe selbst nicht handlungsfähig. Im Grundgesetz ist auch die Auffassung vom gesamtdeutschen Staatsvolk und von der gesamtdeutschen Staatsgewalt „verankert“ (BverfGE 2, 266, 277).“

Durch Aufhebung von Art. 23 Grundgesetz (alte Fassung am 29.09.1990)  allerdings

ist der Geltungsbereich ersatzlos entfallen, eine schwierige Situation, da nun die territoriale Zuordnung fehlt.

Zwar hat das BVG  auch festgestellt, dass die Bundesrepublik Deutschland identisch mit dem Deutschen Reich ist, jedoch hat diese Erkenntnis bisher keinen Eingang in das sicher wesentliche Grundgesetz oder Staatsangehörigkeitsrecht gefunden. Somit ist diese Erkenntnis sicher eine bemerkenswerte Meinung, jedoch ohne Rechtsverbindlichkeit. 

Bleibt zu resümieren, dass auf der Basis zumindest dieser Quellen die Frage nicht abschließend beantwortet werden kann, ohne zahlreiche sicher gut gemeinte aber schlecht gemachte und eben nicht rechtsverbindliche Hilfskonstrukte heranzuziehen. Es gibt nach meiner Recherche kein Gesetz mit einem benennbaren Paragraphen, der diese Frage in Zusammenhang mit der Bundesrepublik Deutschland zufrieden stellend beantwortet. 

Bevor diese Fragen nicht rechtsverbindlich geklärt und in Gesetzesform gegossen sind, kann die Frage nach der Staatsangehörigkeit nur mit Staatsangehörigkeit „Deutsches Reich“ oder alternativ „Staatenlos“ beantwortet werden, da ich nicht abschätzen kann, wie umfassend  sich der Wegfall von Art. 23 GG auch auf die zugrunde liegende Staatsangehörigkeit „Deutsches Reich“ auswirkt. Der Wegfall des Art. 23 GG wäre durchaus auch geeignet, jedwede territoriale und auch inhaltliche Zuordnung so weit aufzuheben, dass weder ein geografischer noch  politischer noch völkerrechtlicher Bezug so sicher nachzuweisen ist, um auf dieser Basis eine wie auch immer geartete Staatsangehörigkeit aufzusetzen. 

8. 
Die BRD beschränkt staatsrechtlich ihre Hoheitsgewalt auf den Geltungsbereich des Grundgesetzes (vgl. BverfGE 3, 288 (319f.); 6, 309 (338, 363). Am 29. September 1990 trat das Gesetz zu dem Vertrag vom 31. August 1990 zwischen der BRD und der DDR über die Herstellung der Einheit Deutschlands (Einigungsvertragsgesetz) und der Vereinbarung vom 18. September 1990 vom 23. September 1990 in Kraft (Bundesgesetzblatt 885 Teil II Z 1998 A Nr. 35). 

Artikel 23 GG (Geltungsbereich) wurde aufgehoben. Ich bitte daher um Mitteilung, auf welcher Grundlage die o. g. Bescheide ergangen sind, da die Abgabenordnung  wegen der fehlenden Hoheitsgewalt nicht mehr gelten kann.

Der Geltungsbereich des Grundgesetzes wurde nicht durch die vorgenommenen beitrittsbedingten Änderungen gem. Einigungsvertrag Art. 4 in der Fassung vom 31.08.1990, gültig ab dem 29.09.1990 in der Präambel neu definiert. Die Präambel des Grundgesetzes ist dem eigentlichen Gesetzestext vorangestellt und enthält Hinweise auf Motive und Ziele sowie den historischen Hintergrund des Grundgesetzes. Sie kann insoweit zur Textauslegung herangezogen werden, hat aber nicht selbst den Charakter einer rechtlich bindenden Norm. Daher stellt der Schlusssatz der neu gefassten Präambel: „Damit gilt dieses Grundgesetz für das gesamte Deutsche Volk“ keine rechtlich bindende Norm und somit keine neue Definition des territorialen Geltungsbereiches des Grundgesetzes dar. Vielmehr handelt es sich bei der Präambel des Grundgesetzes um eine richtungsweisende Einleitung.

9.

Art. 133 GG (vereinigtes Wirtschaftsgebiet; Rechtsnachfolge)

Der Bund tritt in die Rechte und Pflichten der Verwaltung des Vereinigten Wirtschaftgebietes ein.

Die Voraussetzungen für die Gründung des Vereinigten Wirtschaftgebietes wurden mit dem Gesellschaftsvertrag vom 29.08.1990 gelegt, daraus entstand dann die 
„Bundesrepublik Deutschland – Finanzagentur GmbH“, Handelsregister Nr.: 51411 beim Amtsgericht Frankfurt am Main. 

Einziger Gesellschafter: Das Bundesfinanzministerium.

Die „Bundesrepublik Deutschland – Finanzagentur GmbH“ als Dienstleistungsunternehmen in Form einer juristischen Person kann keine hoheitlichen Aufgaben wahrnehmen, denn ein Gesellschaftsvertrag einer GmbH kann nicht als Staatsvertrag (s. Art. 25 GG) im völkerrechtlichen Sinne ausgelegt oder gewertet werden, da ein Gesellschaftsvertrag auch keine Verfassung ersetzen kann, die als Fundament aller anderen Gesetze gilt.

Eine Verfassung, sehr geehrte Damen und Herren, ist die Gesamtentscheidung eines freien Volkes über die Formen und Inhalte seiner politischen Existenz.

Das GG jedoch ist gemäß der Haager Landkriegsordnung (Art. 43) sinngemäß ein Gesetz zur Aufrechterhaltung von Ruhe und Ordnung in einem militärisch besetzen Gebiet für vorübergehende Zeit (Besatzungsstatut). 

Art. 120 (1) GG

Der Bund trägt die Aufwendungen für Besatzungskosten… 
soviel auch zur nicht vorhandenen Souveränität der Bundesrepublik Deutschland.

10.

Hinsichtlich der Rechtsgültigkeit der o. g. Steuerbescheide habe ich daher als Bürger des deutschen Reiches erhebliche Zweifel und beantrage deshalb, für ihre Amtshandlungen eine entsprechende Legitimation (s. Informationsfreiheitsgesetz vom 1.1.2006) vorzulegen, die Ihnen die Befugnis zur Wahrnehmung hoheitsrechtlicher Aufgaben zuweist. Bitte legen Sie mir dies innerhalb von 21 Tagen dar, vor allem erachte ich es als wichtig nachzuvollziehen, für welchen Staat im Sinne des geltenden Völkerrechts Sie, sehr geehrte Damen und Herren, befugt sind hoheitliche Aufgaben wahrzunehmen. Können Sie die gesetzlichen Grundlagen für Ihr Handeln nicht widerlegen, handeln Sie als Privatpersonen. Eine Handlung ohne rechtliche oder gesetzliche Grundlage ist nichtig. Es wird darauf hingewiesen, dass (wie bisher) alle vom Unterzeichner bewirkten Leistungen unter Vorbehalt der Rechtmäßigkeit erfolgen und beantragt wird diese zurück zu zahlen, wenn sich herausstellen sollte, dass Sie, sehr geehrte Damen und Herren, nicht befugt sind Steuern gegenüber meiner Person zu erheben. Ich freue mich schon heute, den Nachweis Ihrer Zuständigkeit nachvollziehen zu können, der meine berechtigten Zweifel hinsichtlich der von mir festgestellten fehlenden Legitimation des Finanzamtes ??????? ausräumen kann. 

Sollten Sie innerhalb der gesetzten Frist einen Legitimationsnachweis nicht erbringen können, stelle ich mich unter Selbstverwaltung da dann davon ausgegangen werden kann, dass Sie vom Unterzeichner keinerlei Steuerforderungen wegen fehlender gesetzlicher Grundlage geltend machen können. Ich darf Sie bitten, meine bisher nicht bearbeiteten Einsprüche vom ???????.200x und ???????.200x zu berücksichtigen.

- Erklärung der Nichtzuständigkeit des Finanzamtes ??????? gegenüber meiner Person

- Erklärung meiner Selbstverwaltung 

Ich zeige hiermit an, dass ich mich unter Selbstverwaltung gestellt habe.

Diese Selbstverwaltung gilt bis zu dem Tage, an dem eine in freier Entscheidung beschlossene Verfassung für Gesamtdeutschland in Kraft tritt und durch einen Friedensvertrag mit den Besatzungsmächten des Zweiten Weltkrieges der Besatzungszustand beendet wird. Bis dahin untersteht die Selbstverwaltung ??????? ??????? (Absender) nicht mehr der Gerichtsbarkeit der Besatzungszone Bundesrepublik Deutschland.
Nachdem ich festgestellt habe, dass im s. g. Personalausweis (wessen Personal ist denn der Inhaber?) die Staatsangehörigkeit  durch die Bezeichnung der Sprache (DEUTSCH) vertauscht worden ist, stellte ich an alle zuständigen Behörden eine Frage, wie wohl der Staat heißt, indem das Deutsche Volk lebt. Und erhielt keine Antwort: entweder wurden meine Anfragen nicht beantwortet („Bundesinnenminister“, „Bundesverwaltungsamt“) oder auf andere Behörden verwiesen („Bundesverfassungsgericht“). Der „Generalbundesanwalt“ empfahl mir mich in dieser Angelegenheit an einen Rechtsanwalt – also eine Privatperson -  zu wenden. Komisch, nicht wahr?

Keine Behörde gibt mir auf eine einfachste Frage – 
Wie heißt der Staat, der nach der s. g. Wiedervereinigung entstanden ist? - eine Antwort. 

Also schrieb ich das „Bundesministerium der Justiz“ an (AZ: E 4 – 9161 II – E 2 3551/2004) und erkundigte mich, ob Deutschland nach wie vor ein okkupiertes Land sei; denn ein denkender Mensch kommt ja logischerweise dahin, wenn er feststellt, dass die Bürger ihres Landes seit 1944 

1. der Feindstaatenklausel der UNO unterworfen sind, 

2. keinen Friedensvertrag haben und 

3. über sowohl keine Verfassung als auch 

4. keine Staatsangehörigkeit verfügen. 

Dr. Hiestand bestätigte mir - lässt man die Propagandaparolen von der „souveränen BRD“ weg , dass die s. g. BRD nach wie vor ein okkupiertes Land ist, in dem die Besatzergesetze uneingeschränkt immer noch ihre volle Gültigkeit haben: „Alle Rechte und Verpflichtungen, die durch gesetzgeberische, gerichtliche oder Verwaltungsmaßnahmen der Besatzungsbehörden oder auf Grund solcher Maßnahmen begründet oder festgestellt worden sind, sind und bleiben in jeder Hinsicht nach deutschem Recht in Kraft, ohne Rücksicht darauf, ob sie in Übereinstimmung mit anderen Rechtsvorschriften begründet oder festgestellt worden sind. Diese Rechte und Verpflichtungen unterliegen ohne Diskriminierung denselben künftigen gesetzgeberischen, gerichtlichen und Verwaltungsmaßnahmen wie gleichartige nach innenstaatlichem deutschem Recht  begründete oder festgestellte Rechte und Verpflichtungen.“ 

Der gleiche Text gilt auch für die Reichshauptstadt Berlin, denn Berlin hat nach wie vor einen Sonderstatus und darf von der s. g. BRD nicht „regiert“ werden. Die Jurisdiktion der Bürger Deutschlands im Allgemeinen und denen von Berlin im Konkreten unterliegt nach wie vor der Besatzerbehörde (Kontrollrat). 

Rechtliche Darstellung und Herleitung:
Ersteres ergibt sich diese Proklamation und Rechtssicherheit aus dem Völkerrecht (Haager Landkriegsordnung § 23 h) und dem Grundgesetz § 25.  Der Überleitungsvertrag mit der genauen Bezeichnung »Vereinbarung vom 27./28. September 1990 zu dem Vertrag über die Beziehung der Bundesrepublik Deutschland und den Drei Mächten (in der geänderten Fassung) sowie zu dem Vertrag zur Regelung aus Krieg und Besatzung entstandener Fragen (in der geänderten Fassung)«, veröffentlicht als Bekanntmachung im Bundesgesetzblatt 1990, Teil II, Seite 1386 ff. verstößt klar und deutlich gegen Völkerrecht und Grundgesetz. Damit liegt auch ein klarer Verstoß von Amtspersonen gegen § 56 GG vor. Daraus folgt § 20 (2) GG in Verbindung mit 20 (4) GG mit der Erklärung der Nichtduldung.

Dieses Recht leitet sich auch aus dem STAG ab, da ich nach wie vor deutscher Staatsangehöriger im Sinne § 1 STAG in der Fassung von 1913 bin. Demnach ist die Bundesrepublik Deutschland nach Carlo Schmid nur eine Organisation der Modalität einer Fremdherrschaft auf deutschem Boden.

Rechtliche Herleitung als unabdingbarer Bestandteil des Antrages:
Im Jahre 1990 ist die DDR gemäß Artikel 23, Grundgesetz der Bundesrepublik beigetreten. Der Beitritt erfolgte aufgrund eines Vertragskomplexes, durch den nach offizieller Darstellung die Nachkriegsära abgeschlossen und Deutschland wieder eine volle Souveränität erhalten habe. 

Ein klassischer Friedensvertrag sei dadurch überflüssig geworden und die Notwendigkeit des Abschlusses eines solchen durch die politischen Ereignisse überholt. 

Diese Darstellung lässt sich bei näherer Nachprüfung nicht aufrechterhalten: 

Gemeinhin wird der so genannte „Zwei-plus-Vier-Vertrag“ als alles regelnder Basisvertrag zwischen den vier Siegermächten des II. Weltkrieges und den Teilstaatprovisorien BRD und DDR angesehen, durch den Deutschland seine volle Souveränität gemäß Artikel 7 (2) wieder gewonnen habe. Dieser Artikel 7 (2) lautet: 

„Das vereinte Deutschland hat demgemäß seine volle Souveränität über seine inneren und äußeren Angelegenheiten.“
Dieser Wortlaut bedeutet für den normalverständigen Bürger, dass keinerlei Regelungen aus früherem Besatzungsrecht mehr fort gelten können, die sich bis dahin aus dem so genannten „Überleitungsvertrag“ mit dem offiziellen Namen „Vertrag zur Regelung aus Krieg und Besatzung entstandener Fragen“ in seiner revidierten Fassung vom 23.10.1954, veröffentlicht im BGBl. Teil II am 31.3.1955, ergaben. 

Dieser „Überleitungsvertrag“ umfasste ursprünglich 12 Teile, von denen in der Fassung vom 23.10.1954 die Teile II, VIII und XI als bereits gestrichen ausgewiesen sind und dieser Vertragstext zu jenem Zeitpunkt so noch 9 Teile mit insgesamt 83 Artikeln und 224 Abschnitten fortgeltender Bestimmungen der Alliierten enthielt. Solange er galt (also bis September 1990), konnte überhaupt nicht von einer Souveränität der Bundesrepublik Deutschland gesprochen werden. 

Die Politiker und die Medien, die über Jahrzehnte den Staatsbürgern und Wählern der BRD eine solche Souveränität suggerierten, handelten wider besseres Wissen oder ohne Kenntnis dieses Vertrages. 

Zur Gewährung einer vollen Souveränität war dieser „Überleitungsvertrag“ mit seinen alliierten Vorschriften infolge des „Zwei-plus-Vier-Vertrages“ also aufzuheben. 

Dazu diente die »Vereinbarung vom 27./28. September 1990 zu dem Vertrag über die Beziehung der Bundesrepublik Deutschland und den Drei Mächten (in der geänderten Fassung) sowie zu dem Vertrag zur Regelung aus Krieg und Besatzung entstandener Fragen (in der geänderten Fassung)«, veröffentlicht als Bekanntmachung im Bundesgesetzblatt 1990, Teil II, Seite 1386 ff. 

Hierin wird in Punkt 1 bestimmt, dass die alliierten Bestimmungen suspendiert werden und nun außer Kraft treten - doch vorbehaltlich der Festlegungen des Punktes 3. Und hier ist nun das Erstaunliche zu lesen: 

„3. Folgende Bestimmungen des Überleitungsvertrages bleiben jedoch in Kraft: 

ERSTER TEIL:
Artikel 1, 
Absatz 1, Satz 1 bis 



„... Rechtsvorschriften aufzuheben oder zu ändern“ 
sowie 





Absätze 3, 4 und 5, 



Artikel 2, 
Absatz 1, 



Artikel 3, 
Absätze 2 und 3, 



Artikel 5, 
Absätze 1 und 3, 



Artikel 7, 
Absatz 1, 



Artikel 8 

DRITTER TEIL: Artikel 3, Absatz 5, Buchstabe a des Anhangs, Artikel 6, Absatz 3 des Anhangs 

SECHSTER TEIL: Artikel 3, Absätze 1 und 3 

SIEBENTER TEIL: Artikel 1 und Artikel 2 

NEUNTER TEIL: Artikel 1 

ZEHNTER TEIL: Artikel 4“
Doch damit noch nicht genug:  

Zusätzlich zu dieser detaillierten Festschreibung, welche Teile des Überleitungsvertrages von 1954 in Kraft bleiben, wird in der „Vereinbarung vom27./28. September 1990 ...“ (BGBl. 1990, Teil II, S. 1386 ff) in Ziffer 4 c festgelegt, dass die in Ziffer 1 dieser „Vereinbarung“ zugestandene Suspendierung der übrigen Teile des Überleitungsvertrages deutscherseits die weitere Erfüllung bestimmter Festlegungen „nicht beeinträchtigt“.

Mit welchem Recht spricht man von einer „Suspendierung“ des Überleitungsvertrages von 1954, wenn in der hier zitierten „Vereinbarung vom 27./28. September 1990 ... „(siehe oben) festgelegt wird, dass er in seinen grundsätzlichen Bestimmungen fortgilt? 

Ein Beispiel aus den oben zitierten Bestimmungen, die in Kraft bleiben, aus dem ERSTEN TEIL den Artikel 2, Absatz 1. 

Dieser Artikel des Überleitungsvertrages von 1954 lautet: 

„Alle Rechte und Verpflichtungen, die durch gesetzgeberische, gerichtliche oder Verwaltungsmaßnahmen der alliierten Behörden oder aufgrund solcher Maßnahmen begründet oder festgestellt worden sind, sind und bleiben in jeder Hinsicht nach deutschem Recht in Kraft, ohne Rücksicht darauf, ob sie in Übereinstimmung mit anderen Rechtsvorschriften begründet oder festgestellt worden sind. 

Diese Rechte und Verpflichtungen unterliegen ohne Diskriminierung denselben künftigen gesetzgeberischen, gerichtlichen und Verwaltungsmaßnahmen wie gleichartige, nach innerstaatlichem deutschem Recht begründete oder festgestellte Rechte und Verpflichtungen.“
Also gelten doch ganz offenbar grundsätzliche Bestimmungen des Besatzungsrechts auch weiterhin... 

Denn das heißt doch ganz klar und unzweifelhaft, dass bestimmte bisher im Rahmen des früheren Besatzungsrechts seitens der Alliierten festgelegten Entscheidungen für Deutschland fort gelten, ohne Rücksicht darauf, ob sie mit dem derzeitigen deutschen „Rechtssystem“ vereinbar sind oder nicht. Und das bedeutet, dass sich die deutsche Politik für alle Zukunft daran auszurichten und zu halten hat. 

Die ausdrückliche Festschreibung der Fortgeltung des hier zitierten und der anderen aufgezählten Artikel des Überleitungsvertrages belegt, dass die Bundesrepublik offenkundig weiterhin den zeitlich unbegrenzt ergangenen Bestimmungen des früheren Besatzungsrechts unterworfen ist.
Doch das ist immer noch nicht alles: 

Es ist die Existenz eines weiteren Vertrages festzustellen, mit dem Titel: „Übereinkommen zur Regelung bestimmter Fragen in Bezug auf Berlin“. 

Dieser Vertrag vom 25.9.1990 ist zu finden im Bundesgesetzblatt 1990, Teil II, Seiten 1274 ff. 

Parallel zur obigen Vereinbarung vom 27./28. September 1990 ist also ein gleichartiger Vertrag zusätzlich und gesondert für Berlin abgeschlossen worden. 

Dass es sich hierbei um einen Parallelvertrag handelt, beweist die wörtliche Übereinstimmung des Artikels 2, hier nur mit dem Einschub „in Bezug auf Berlin“. 

Der Abschluss zweier gleich gelagerter Verträge - einerseits für die Bundesrepublik Deutschland und andererseits für Berlin - kann nicht anders interpretiert werden, als dass von alliierter Seite der Sonderstatus von Berlin gegenüber dem übrigen Bundesgebiet weiterhin aufrechterhalten und festgeschrieben worden ist. 

Ist Berlin also die Hauptstadt der Bundesrepublik, ohne gemäß fort geltenden Bestimmungen der ehemaligen Siegermächte und angesichts getrennter „Vereinbarungen“ und „Übereinkommen“ ihr rechtlicher und politischer Bestandteil zu sein? 

Aus all diesen Verträgen und Vorgängen ergeben sich so wesentliche Fragen für den völker-rechtlichen Status der Bundesrepublik Deutschlands und Berlins, dass sie dringend einer Klärung bedürfen. 

Leben wir heute, über 60 Jahre nach Kriegsende, noch immer unter fort geltenden Bestimmungen früheren Besatzungsrechts der ehemaligen Siegermächte? 

Wird hierdurch zwangsläufig die deutsche Politik mehr oder weniger fremdgeprägt, zumal Berlin unter einem verdeckt fortdauernden Sonderstatus steht? 

Die deutschen Vertreter bei den „Zwei-plus-Vier“-Verhandlungen werden dies sicher nicht gewünscht haben, da man doch davon ausgehen muss, dass sie in deutschem Interesse handelten. 

Also müssen die ehemaligen Siegermächte die Fortgeltung der 1954 ergangenen Bestimmungen gefordert haben. 

Wäre dies aber nicht ein klarer Verstoß gegen geltendes internationales Recht, z.B. gegen den „Internationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte“ vom 16.12.1966, worin in Teil I, Artikel 1 (1) ausdrücklich verankert ist: „Alle Völker haben das Recht auf Selbstbestimmung“? 

Haben wir in all diesen Unklarheiten und Unstimmigkeiten die sonst unverständlichen Ursachen für politische Entscheidungen zu suchen, die eindeutig dem Mehrheitswillen des Volkes widersprechen, wie zum Beispiel 

· die jeden Sachverstand und den Volkswillen missachtende Aufgabe der Deutschen Mark zugunsten des EURO, dessen Stabilitätskriterien zunehmend aufgeweicht werden? 

· die EU-Osterweiterung, mit den ja jetzt absehbaren Risiken für die politischen, wirtschaftlichen und arbeitsmarktpolitischen Folgen? 

· den Umbau der Bundeswehr von einer Verteidigungsarmee zu einer weltweit einsetzbaren Eingreiftruppe unter NATO- oder UNO-Kommando? 

· die sofort nach dem 11. 9. 2001 erfolgte „uneingeschränkte“ Solidaritätserklärung mit den USA und ihren geostrategischen Zielen und damit die eigene Gefährdung durch die Zusage von Kampfbeteiligungen? 

All dies und auch die Fortgeltung der UNO-Feindstaatenklauseln bis heute zeigen, dass wir entgegen den offiziellen politischen Verlautbarungen auf den Abschluss eines all dies beendenden Friedensvertrages keinesfalls verzichten können. 

Dies folgt auch aus den Bestimmungen des Überleitungsvertrages von 1954, die nach dem Vertrag vom 27./28. September 1990 ausdrücklich als in Kraft bleibend bezeichnet werden. So beginnt beispielsweise der fortgeltende NEUNTE TEIL, Artikel 1 mit den Worten: 

 „Vorbehaltlich der Bestimmungen einer Friedensregelung mit Deutschland dürfen deutsche Staatsangehörige, die der Herrschaftsgewalt der Bundesrepublik unterliegen, gegen die Staaten, welche die Erklärung der Vereinten Nationen vom 1. Januar 1942 unterzeichnet haben oder ihr beigetreten sind oder mit Deutschland im Kriegszustand waren oder in Artikel 5 des Fünften Teils dieses Vertrages genannt sind, sowie gegen deren Staatsangehörige keine Ansprüche irgendwelcher Art erheben wegen Maßnahmen, welche von den Regierungen dieser Staaten oder mit ihrer Ermächtigung in der Zeit zwischen dem 1. September 1939 und dem 5. Juni 1945 wegen des in Europa bestehenden Kriegszustandes getroffen worden sind; auch darf niemand derartige Ansprüche vor einem Gericht in der Bundesrepublik geltend machen.“ 

Ein weiteres Beispiel: 

Im SECHSTEN TEIL, Artikel 3, Absätze 1 und 3 des Überleitungsvertrages von 1954, der ausdrücklich in Kraft bleibt, heißt es: 

„(1) Die Bundesrepublik wird in Zukunft keine Einwendungen gegen die Maßnahmen erheben, die gegen das deutsche Auslands- oder sonstige Vermögen durchgeführt worden sind oder werden sollen, das beschlagnahmt worden ist für Zwecke der Reparation oder Restitution oder auf Grund des Kriegszustandes oder auf Grund von Abkommen, die die Drei Mächte mit anderen alliierten Staaten, neutralen Staaten oder ehemaligen Bundesgenossen Deutschlands geschlossen haben oder schließen werden.“ 
„(3) Ansprüche und Klagen gegen Personen, die aufgrund der in Absatz (1) und (2) dieses Artikels bezeichneten Maßnahmen Eigentum erworben oder übertragen haben, sowie Ansprüche und Klagen gegen internationale Organisationen, ausländische Regierungen oder Personen, die auf Anweisung dieser Organisationen oder Regierungen gehandelt haben, werden nicht zugelassen.“ 

Diese Festlegungen bedeuten, dass sich die ehemaligen Siegermächte hiermit außerhalb jeder Rechtsverfolgung stellen.

Besondere Aufmerksamkeit verdient jedoch die oben zitierte Formulierung am Ende des Artikels 3, Absatz 1: „... geschlossen haben oder schließen werden“. 

Dies heißt nichts anderes, als dass die Siegermächte auch heute noch und für die Zukunft zeitlich un-begrenzt deutsche Auslands- oder sonstige Vermögen zum Zwecke von Reparationen, Restitutionen oder aus anderen Kriegsgründen beschlagnahmen und sich aneignen dürfen und sogar das Recht haben, hierzu auch in Zukunft noch spezielle Abkommen zu treffen. In Artikel 1, Satz 1 wird ausdrücklich festgeschrieben: „Die Bundesrepublik wird keine Einwendungen erheben ...“. 

Es ist wohl nicht davon auszugehen, dass es bei der Revision des Überleitungsvertrages einfach vergessen und übersehen wurde, solche Formulierungen zu streichen. Das heißt auch weiter, dass diejenigen, die deutscherseits diese Verträge so unterschrieben haben, können keine deutschen Interessen im Auge gehabt haben. 

Deutschland gilt völkerrechtlich nach UNO-Satzung nach wie vor als Feindstaat 

Gleiches gilt übrigens auch für die nach wie vor gültigen „Feindstaatenklauseln“ (Artikel 53 und 107) der UNO-Charta, die es den Siegern des Zweiten Weltkrieges bis heute erlauben, auch ohne Ermächtigung des Sicherheitsrates „Zwangsmaßnahmen“ gegen die Feindstaaten zu ergreifen, also gegen Deutschland. 

Wo finden wir hierzu einen Vertragspartner für die deutsche Seite, wenn gemäß Entscheidung des Bundesverfassungsgerichtes vom 31.7.1973 das Deutsche Reich 1945 nicht untergegangen und die Bundesrepublik Deutschland kein Rechtsnachfolger des Deutschen Reiches ist? In den Entscheidungsgründen des bis heute nicht aufgehobenen Urteils heißt es dort (2 BvF 1/73): 

Das Grundgesetz - nicht nur eine These der Völkerrechtslehre und der Staatsrechtslehre! - geht davon aus, dass das Deutsche Reich den Zusammenbruch 1945 überdauert hat und weder mit der Kapitulation noch durch Ausübung fremder Staatsgewalt in Deutschland durch die alliierten Okkupationsmächte noch später untergegangen ist. Das Deutsche Reich existiert fort, besitzt nach wie vor Rechtsfähigkeit, ist allerdings als Gesamtstaat mangels Organisation, insbesondere mangels institutionalisierter Organe selbst nicht handlungsfähig. Mit der Errichtung der BRD wurde nicht ein neuer westdeutscher Staat gegründet, sondern ein Teil Deutschlands neu organisiert. Die BRD ist also nicht „Rechtsnachfolger“ des Deutschen Reiches. Sie beschränkt staatsrechtlich ihre Hoheitsgewalt auf den Geltungsbereich des GG.

Dieses Urteil gilt ganz unzweifelhaft auch für die BRD nach der Vereinigung von Mittel- und Westdeutschland weil der „Geltungsbereich des GG“ eben nicht das Deutsche Reich umfasst. 

Existiert das Deutsche Reich fort, ist auch seine Verfassung, die Reichsverfassung von 1919, nach wie vor gültig, wenn auch zurzeit überlagert vom Grundgesetz, weil das Deutsche Reich eben „nicht handlungsfähig“ ist. 

Wer also ist nun völkerrechtlich befugt, den überfälligen Friedensvertrag für die deutsche Seite zu unterschreiben? 

Das „Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland“ - so die offizielle Bezeichnung - ist zum anderen kein Grundgesetz „der“ Bundesrepublik, sondern ein Nachkriegsprovisorium, geschaffen unter der Oberhoheit der ehemaligen Siegerstaaten „für“ die BRD. 

Fehlt ihm die Zustimmung des deutschen Volkes und jedwede plebiszitären Elemente. Offiziell ja! Das Volk kann aber auch zustimmen durch Duldung!

Die grundlegende demokratische Forderung „Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus“ (Artikel 20 (2) GG) erschöpft sich in der Erlaubnis, alle vier bis fünf Jahre zur Wahl gehen zu dürfen, ohne die dann durchgeführte Politik in irgendeiner Weise korrigierend beeinflussen zu können. 

Das gilt insbesondere für existenzielle Fragen wie die Aufgabe von Hoheits- und Selbstbestimmungsrechten an die EU, für die Abschaffung der DM und andere Entscheidungen, bei denen der Mehrheitswille der Bürger übergangen wurde. 

...der Artikel 146 des im Jahre 1949 unter westalliierter Oberhoheit für die Bundesrepublik geschaffenen Grundgesetzes lautete bis zum Inkrafttreten des Einigungsvertrages am 31.8.1990 wie folgt: 

„Dieses Grundgesetz verliert seine Gültigkeit an dem Tage, an dem eine Verfassung in Kraft tritt, die von dem deutschen Volke in freier Entscheidung beschlossen worden ist.“ 

Mit Bekanntmachung im Bundesgesetzblatt Teil II vom 23.9.1990, Seite 885 ff, wurde dieser Artikel wie folgt geändert: 

„Dieses Grundgesetz, das nach Vollendung der Einheit und Freiheit Deutschlands für das gesamte Volk gilt, verliert seine Gültigkeit an dem Tage, an dem eine Verfassung in Kraft tritt, die von dem deutschen Volke in freier Entscheidung beschlossen worden ist.“ 

Da die Einheit und Freiheit Deutschlands aber eben noch nicht vollendet worden ist, wie die aufgezeigten fort geltenden Souveränitätsbeschränkungen beweisen, ergeben sich: 

a) die staatsrechtliche Frage, ob und ab wann es denn überhaupt gilt und b) die bleibende Aufforderung an das deutsche Volk, in freier Entscheidung eine Verfassung zu beschließen, die allein die letzte, in freier Entscheidung gegebene Reichsverfassung von 1919 ablösen könnte. 

Aus dem Urteil des Bundesverfassungsgerichtes vom 31.7.1973. Es heißt dort unter III, 1 u.a.: „Das Grundgesetz - nicht nur eine These der Völkerrechtslehre und der Staatsrechtslehre! - geht davon aus, dass das Deutsche Reich den Zusammenbruch 1945 überdauert hat und weder mit der Kapitulation noch durch Ausübung fremder Staatsgewalt in Deutschland durch die alliierten Okkupationsmächte, noch später untergegangen ist... 

Das Deutsche Reich existiert fort...“ 


In den Leitsätzen zum Urteil heißt es u. a.:


„4. Aus dem Wiedervereinigungsgebot folgt: Kein Verfassungsorgan der Bundesrepublik Deutschland darf die Wiederherstellung der staatlichen Einheit als politisches Ziel aufgeben, alle Verfassungsorgane sind verpflichtet, in ihrer Politik auf die Erreichung dieses Zieles hinzuwirken - das schließt die Forderung ein, den Wiedervereinigungsanspruch im Inneren wach zu halten und nach außen beharrlich zu vertreten - und alles zu unterlassen, was die Wiedervereinigung vereiteln würde.“ 

Nach der Streichung des (Artikels 23 alt) GG ist jetzt nicht mehr zu erkennen, wo das Grundgesetz denn gilt. Man sage nicht, das sei selbstverständlich: Eben weil das Grundgesetz es nicht klar abgrenzt, wo seine Artikel gelten sollen.

Wie kann der Bundestag, der sich der „deutsche“ nennt, gegen alle offenbar erkennbare und offen zutage liegende Wahrheit behaupten, die Einheit Deutschlands sei vollendet? 

Geltende Verträge mit den Alliierten haben Deutschland sein Recht auf die Ostgebiete und die übrigen fremd besetzten Gebiete nach internationalem Völkerrecht bestätigt. Darin hatten sie sich nicht nur bereit erklärt, die Wiedervereinigung zu dulden, sondern sie haben sich verpflichtet, sie zu fördern! „Die Bundesregierung“ war unfähig und unwillig, die Wiedervereinigung nach diesen Verträgen zu vollziehen. 

Hält diese Staatsführung das eigene Volk nicht für fähig, der Wahrheit ins Auge zu schauen und sich in das Unabänderliche zu fügen, wenn es denn sein muss? 

Das deutsche Volk hat 1948 eindeutig bewiesen, zu solcher Handlung fähig zu sein. Heute wissen wir, dass das Volk weise gehandelt und unter den Augen der Alliierten eine Überlebensstrategie entwickelt hat, um nicht noch mehr Leiden zu erdulden.
Wollen wir klüger als das Volk sein, und wollen wir nicht verstehen, dass es nach 1945 die Intervention hingenommen hat. Die damalige BRD Staatsführung hat nicht einmal versucht, das zu verhindern. Warum auch!?

Im selben Atemzug nämlich, in dem Professor Dr. Carlo Schmid  den zu gründenden deutschen Staat als „Organisationsform einer Modalität der Fremdherrschaft“ bezeichnete, hat er – in Beobachtung des Volkswillens – gleichzeitig auch schon die, allerdings vorläufige und keineswegs unabänderliche, faktische Legalität des westdeutschen staatlichen Provisoriums festgestellt. 

Zitat aus der denkwürdigen Rede vom 20.10.1948: „Aber kein Zweifel kann darüber bestehen, dass diese interventionistischen Maßnahmen der Besatzungsmächte vorläufig legal sind, aus dem einen Grunde, dass das deutsche Volk diesen Maßnahmen allgemein Gehorsam leistet. Es liegt hier ein Akt der Unterwerfung vor, – drücken wir es doch aus, wie es ist, eine Art von negativem Plebiszit –, durch das das deutsche Volk zum Ausdruck bringt, dass es für Zeit [Also nicht für immer! Anm. d. Vf.] auf die Geltendmachung seiner Volkssouveränität zu verzichten bereit ist.“ (Carlo Schmid in der 6. Sitzung des Parlamentarischen Rates – in der Beratung zum Grundgesetz – am 20.10.1948, StenBerS.70.

Nun aber die herrliche Wahrheit - bewusst oder unbewusst - in dem letzten Artikel des Grundgesetzes geschrieben: „Dieses Grundgesetz verliert seine Gültigkeit an dem Tage, an dem eine Verfassung in Kraft tritt, die von dem Deutschen Volke in freier Selbstbestimmung beschlossen worden ist.“ 

Das sagt unwiderlegbar, dass das heute amtlich für gültig erklärte Grundgesetz eben nicht in freier Selbstbestimmung beschlossen worden ist; und nur vom Deutschen Volke erduldet wurde.

Es ist auch vom Deutschen Bundestag niemals ratifiziert worden.

Und mit der Streichung des (Artikels 23 alt) GG, nämlich das Wiedervereinigungsgebot und der Proklamation im 2 + 4 Vertrag – die Vereinigung Deutschland sei abgeschlossen – hat der Bundestag, auch in Verbindung mit den so genannten Drei Mächten eben nicht die Vereinigung Deutschlands vollzogen. 

Das Gegenteil ist der Fall. 

Die Vereinigung betraf nur die BRD als westdeutsches Teilgebiet und die DDR als mitteldeutsches Teilgebiet. Ostdeutschland wurde in dieser Vereinigung gar nicht berücksichtigt.

Auch darf die BRD, die ja nicht Rechtsnachfolger des Deutschen Reichs ist und damit auch nicht für dieses handeln darf, Gebiete abtreten die ihr gar nicht gehören.

„Kein Verfassungsorgan der Bundesrepublik Deutschland darf die Wiederherstellung der staatlichen Einheit als politisches Ziel aufgeben“; so urteilte das Bundesverfassungsgericht in seinem Urteil vom 31.07.1973. 

„Alle Verfassungsorgane sind verpflichtet, in ihrer Politik auf die Erreichung dieses Zieles hinzuwirken - das schließt die Forderung ein, den Wiedervereinigungsanspruch im Inneren wach zuhalten und nach außen beharrlich zu vertreten - und alles zu unterlassen, was die Wiedervereinigung vereiteln würde.“ 

Dies gilt selbstverständlich auch für das Ostsdeutsche Teilgebiet.

„Die Konsequenzen auf die laufende Rechtsprechung sind, dass die Gesetze wegen Verstoßes gegen das Gebot der Rechtssicherheit ungültig und nichtig sind“ (BVerwGE 17, 192 = DVBl 1964,147)



Jedermann muss, um sein eigenes Verhalten darauf einrichten zu können, in der Lage sein, den räumlichen Geltungsbereich eines Gesetzes ohne weiteres feststellen können.

Ein Gesetz das hierüber Zweifel aufkommen lässt, ist unbestimmt und deshalb wegen Verstoßes gegen das Gebot der Rechtssicherheit ungültig (BVerwGE 17, 192 = DVBl 1964, 147).

“Hierbei hat der Normgeber überdies zu beachten, dass sich eine derartige Norm in aller Regel nicht an einen fachlich qualifizierten Personenkreis wendet, er mithin nicht davon ausgehen kann, jedermann könne Karten oder Texte mit überwiegendem juristischen Inhalt lesen (BVerwG a.a.O.).“

Willkürlicher kann Verhalten von Politikern und der Justiz nicht mehr sein, 
wenn Geltungsbereiche in den verschiedensten Gesetzen aufgehoben werden.
Selbst das Grundgesetzt bietet ja eine Lösung für solch verantwortungsloses Handeln von Politikern in (Artikel 20 (4) GG.

Dieser - Artikel 20 - GG ist aber jetzt auch nur noch gültig für jene, die ihn erdulden.
Gerade angesichts der heutigen Zeit ist es notwendig mit dem Hinweis auf die de jure durch Intervention zustande gekommene Ordnung – auch auf deren vorläufige faktische Legitimität durch den Mehrheitswillen des Volkes durch Duldung hinzuweisen. 

Nur so können das Volk, Richter, Rechts- und Staatsanwälte, Politiker und Journalisten auf dem gleichen Weg in die Zukunft gehen. 

Wenn es also de jure das Grundgesetz nicht mehr gibt, gibt es auch de jure keine Bundesrepublik Deutschland mehr. Und es gibt keine Rechtsgrundlagen nach denen diese handeln könnte; es sei denn durch freiwillige Duldung des Einzelnen. 

Hier nun die zwingende grundgesetzliche und völkerrechtliche Argumentation für meine Selbstverwaltung. 

Das Grundgesetz sagt im Artikel 25: „Die allgemeinen Regeln des Völker-rechtes sind Bestandteil des Bundesrechtes. Sie gehen den Gesetzen vor und erzeugen Rechte und Pflichten unmittelbar für die Bewohner des Bundesgebietes.“
Bestehendes Völkerrecht ist u.a. auch die Haager Landkriegsordnung.

Unterzeichner waren alle großen Nationen der damaligen Zeit, wie etwa USA, Frankreich, Großbritannien, Deutschland, Russland, Italien etc. Das Abkommen trat am 26. Januar 1910 im Deutschen Reich und in Österreich-Ungarn in Kraft, am 11. Juli 1910 für die Schweiz. 

Es ist bis heute in Kraft und wurde später insbesondere durch die Genfer Konventionen von 1929 und 1949 ergänzt.
Verboten sind danach z.B.:

- Gift und vergiftete Waffen

-  meuchlerische Tötung

- Tötung oder Verletzung von Gegnern, die sich ergeben haben 

- der Befehl, es werde kein Pardon gegeben

- Missbrauch der Parlamentärsflagge, der gegnerischen Uniform und

 der Abzeichen der Genfer Konventionen

- Aufhebung oder Suspendierung der Rechte der Gegenpartei oder 

  Ausschluss ihrer Klagbarkeit.  

Ich zitiere den Artikel 23 h Haager Landkriegsordnung:

„… ist namentlich untersagt:  h) die Aufhebung oder zeitweilige Außerkraftsetzung der Rechte und Forderungen von Angehörigen der Gegenpartei oder die Ausschließung ihrer Klagbarkeit.“
Das ist geltendes Völkerrecht der dem deutschen Recht laut Grundgesetz Artikel 25 (GG) vorgeht! Nach Völkerrecht darf also geklagt  werden.

Im SECHSTEN TEIL, Artikel 3, Absätze 1 und 3 des Überleitungsvertrages von 1954, der ausdrücklich in Kraft bleibt, heißt es aber: 

»(1) Die Bundesrepublik wird in Zukunft keine Einwendungen gegen die Maßnahmen erheben, die gegen das deutsche Auslands- oder sonstige Vermögen durchgeführt worden sind oder werden sollen, das beschlagnahmt worden ist für Zwecke der Reparation oder Restitution oder auf Grund des Kriegszustandes oder auf Grund von Abkommen, die die Drei Mächte mit anderen alliierten Staaten, neutralen Staaten oder ehemaligen Bundesgenossen Deutschlands geschlossen haben oder schließen werden.« 

»(3) Ansprüche und Klagen gegen Personen, die aufgrund der in Absatz (1) und (2) dieses Artikels bezeichneten Maßnahmen Eigentum erworben oder übertragen haben, sowie Ansprüche und Klagen gegen internationale Organisationen, ausländische Regierungen oder Personen, die auf Anweisung dieser Organisationen oder Regierungen gehandelt haben, werden nicht zugelassen.« 

Dieser Überleitungsvertrag ist nach Bundesrecht eindeutig geltend und Bestandteil des 2 + 4 Vertrages. Er verstößt eindeutig gegen geltendes Völkerrecht und somit gegen das Grundgesetz § 25.

Schlimmer noch: Grundgesetz § 56 Amtseid für Präsident, Kanzler sowie alle Minister lautet: „Ich schwöre, dass ich meine Kraft dem Wohle des deutschen Volkes widmen, seinen Nutzen mehren, Schaden von ihm wenden, das Grundgesetz und die Gesetze des Bundes wahren und verteidigen, meine Pflichten gewissenhaft erfüllen und Gerechtigkeit gegen jedermann üben werde. So wahr mir Gott helfe.“

Mit ihrer Unterschrift unter diese Verträge haben die dafür Verantwortlichen nicht nur gegen geltendes Recht verstoßen, sondern dem deutschen Volk Schaden zugefügt. Ein klarer Bruch des Amtseides.

Also handelt die Bundesregierung nicht im Interesse des Deutschen Volkes, sondern duldet und fördert die weitere Unterwerfung des Volkes, durch die Festschreibung des durch die Besatzer diktierten Grundgesetzes. 

So kann von nunmehr über 6o Jahre nach dem Kriegsende jeder Deutsche dieses negative Plebiszit, nämlich die Erduldung des Besatzungsrechts -manifestiert durch das Grundgesetz, für sich selbst aufheben...
Diese Vorgehensweise der Selbstverwaltung ist ausdrücklich durch das Grundgesetz selbst legitimiert und bietet hier eine Lösung zwar im und mit dem Artikel 20.

Dort steht unter 1) „Die Bundesrepublik Deutschland ist ein demokratischer und sozialer Bundesstaat.“
Unter (2) finden wir: „Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus. Sie wird vom Volke in Wahlen und Abstimmungen und durch besondere Organe der Gesetzgebung, der vollziehenden Gewalt und der Rechtsprechung ausgeübt.“ Grundgesetzbruch aller Bundesregierungen – noch niemals ging die Staatsgewalt vom Volke aus, sie geht permanent weg von demselben. (siehe Wahlen, Fraktionszwang etc.). 

Unter (4) finden wir: „Gegen jeden, der es unternimmt, diese Ordnung zu beseitigen, haben alle Deutschen das Recht zum Widerstand, wenn andere Abhilfe nicht möglich ist.“ In allem Vorangestelltem habe ich den Nachweis erbracht, dass es vor allem und insbesondere die Bundesregierung ist, die es unternimmt, diese Ordnung zu beseitigen. 

Unter (3) finden wir noch: „Die Gesetzgebung ist an die verfassungsmäßige Ordnung, die vollziehende Gewalt und die Rechtsprechung sind an Gesetz und Recht gebunden.“  

Erstens: welche verfassungsmäßige Ordnung? 

Zweitens fordere ich Sie auf, genau dies zu tun und meine Selbstverwaltung zu respektieren, denn alle Gewalt geht vom Volke aus und ich bin ein Teil davon.
Die gröbsten Verstöße gegen 20 (2) und 20 (4) seien hier nur kurz erwähnt und exemplarisch aufgelistet:

- Vorenthaltung des Rechts auf Volksentscheide gegen den Willen des Volkes

- Abschaffung der eigenen Währung ohne Befragung und wie aus Umfragen klar und eindeutig ersichtlich gegen den Willen des Volkes

- Unterordnung der eigenen Streitkräfte unter fremden Oberbefehl ohne Befragung des Volkes und damit Übernahme des Risikos des indirekten Führens von Angriffskriegen

- Waffenlieferungen in Spannungsgebiete unter eindeutigem Verstoß gegen Artikel 26 GG und das Kriegswaffenkontrollgesetzes ohne Befragung des Volkes

- Abschließen der Verträge von Maastricht etc. ohne Befragung des Volkes 

- Versuchte Einführung der EU-Verfassung ohne Befragung des Volkes

- Einführung der Rechtschreibreform ohne Befragung des Volkes

Ich dulde dies nicht mehr!
Und nun noch einmal das Grundgesetz im letzten Artikel: „Dieses Grundgesetz verliert seine Gültigkeit an dem Tage, an dem eine Verfassung in Kraft tritt, die von dem Deutschen Volke in freier Selbstbestimmung beschlossen worden ist.“ 

Hiermit bestimme ich damit auch die Gültigkeitsdauer meiner Selbstverwaltung.
Abschließend kommt noch einmal das Grundgesetz zu Wort, beginnend mit einer 5fachen Lüge in nur 2 Sätzen gleich in der Präambel, obwohl der Text sehr schön, erhebend  und unterstützenswert ist, wenn er der Wahrheit und den Tatsachen entsprechen würde:

„Im Bewusstsein seiner Verantwortung vor Gott und den Menschen, von dem Willen beseelt, als gleichberechtigtes Glied in einem vereinten Europa dem Frieden der Welt zu dienen, hat sich das Deutsche Volk kraft seiner verfassungsgebenden Gewalt dieses Grundgesetz gegeben.
Die Deutschen in den Ländern Baden-Württemberg, Bayern, Berlin, Brandenburg, Bremen, Hamburg, Hessen, Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein und Thüringen haben in freier Selbstbestimmung die Einheit und Freiheit Deutschlands vollendet. Damit gilt dieses Grundgesetz für das gesamte Deutsche Volk.“ 

Das hätte sehr gern, nur:

1. Allein die Bestimmungen des Überleitungsvertrages zeigen ganz eindeutig und unmiss-verständlich, dass wir eben kein gleichberechtigtes Mitglied in einem vereinten Europa sind;

2. Das Deutsche Volk hat sich eben nicht dieses Grundgesetz gegeben, sonst würde es nicht heißen Grundgesetz für die Bundesrepublik und es bedürfte des Schlussartikels nicht;

3. Somit hat das Volk auch keine verfassungsgebende Gewalt. 

4. Aus den gleichen Gründen ist somit auch die freie Selbstbestimmung und die Einheit und Freiheit nicht gegeben;

5. Das Grundgesetz gilt auch nicht für das gesamte Volk, weil in der Länderaufzählung schlicht die Ostgebiete fehlen, denn Deutschland ist in allen Gesetzen nach wie vor definiert als in den Grenzen vom 31.12.1937.

Alle diese eindeutigen Verstöße gegen das geltende Grundgesetz vor allem in den Artikeln 25, 20 und 56 dulde ich nicht mehr und dazu habe ich das hier dargelegte Grundgesetzliche Recht im Artikel 20 (4).

Konkret bedeutet das folgendes:

Früher gab es bedingt und als Folge des „kalten Krieges“ z.B. die Organisation Bundesrepublik Deutschland und die Organisation der Deutschen Demokratischen Republik, beide auf deutschem Boden, dazu kommen noch die Ostgebiete unter polnischer und russischer Verwaltung, das möchte ich aber nur erwähnen, damit sie nicht unter den Tisch fallen. 

Heute gibt es wegen Duldung der breiten Masse immer noch die Bundesrepublik Deutschland und jetzt vielleicht für Sie neu und gewöhnungsbedürftig,  u.a. die  Selbstverwaltung ??????   ??????? (Absender für die Fragezeichen angeben). Ich kann mich nicht erinnern, ob es historisch einen Fall gegeben hat, dass Gesetzte der jeweiligen Verwaltungsorganisationen im anderen Teil angewendet oder auch nur vorgetragen wurden.

Denn Sie sind, genau wie ich, auch nur eine Organisation und Verwaltung auf deutschem Boden, bis zu dem Tage, wo endlich ein Friedensvertrag und eine Verfassung und in Kraft tritt. 

Verwenden Sie bitte Ihre Energie genau auf die Erfüllung dieses Grundgesetzauftrages.

Abgeordnete sind gemäß Art. 38 GG in ihren Entscheidungen nur ihrem Gewissen unterworfen.

Ich habe auch mein Gewissen und kann daher gleichwohl erwarten, dass nachvollziehbares Recht und Gesetz mit Benennung des Geltungsbereiches für Bürger die in einem Staat gemeinsam leben, in Anwendung gebracht wird.

Weiterer Vortrag bleibt vorbehalten.

Mit freundlichen Grüßen

???????, ??????
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